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Neue Erfolge zwiſchen B
von den Fronten

gerlin, 12. Des. Jn Flandern blieb am 11. De
er bei trüber Sicht die Gefechtstätigkeit auf der ganzen

ront tagsüber im allgemeinen gering, nur während der Nacht
e die Feuertätigkeit beiderſeits des Nieuport Kanals vorüber

d auf. Eigene Patrouillen brachten Gefangene ein. Bahn-
hen und Lager bei Ypern und Kemmel wurden mit beobachtet
ter Wirkung mit Bomben belegt.

Artois griff am 11. Dezember gegen 5 Uhr nach
ags nach ſcharfer Feuerſteigerung eine feindliche Groß-
trouille unſere Stellungen an. Sie wurde im Nahkampf im
jenſtoß geworfen, während wir bei Oppy und Gavrelle bei er
greichen ünternehmungen Gefangene aus der feindlichen Stel

ung holten.e auf dem Kampffelde von Cambrai war die Feuer
zigkeit nur zeitweiſe lebhaft.

Nordöſtlich Ne im s wurde am Morgen ein feindlicher Pa
nillenvorſtoß abgewieſen.

n der Champagne drang nach kurzer Feuervorbereitung
ne ſtarke feindliche Erkundungsabteilung in unſere Stellung
öſtlich Tahure ein, wurde aber im Gegenſtoß unter ſchweren
erluſten ſofort wieder hinausgeworfen.

In Jtalien wurden bei örtlichen Kämpfen
renta und Piave Gefangene eingebracht.

zwiſchen

Bulgarien und die Dobrudſcha
Der Volksparteiler Teodorow wies in einer Rede auf die

Petwendigkeit einer Desannexion der Dobrudſcha von
mänien hin, dem ſie im Jahre 1878 gewaltſam gegen Ab-
etung Beßarabiens an Rußland einverleibt worden war. Der
ſchluß dieſer Provinz an Bulgarien würde nur den in dieſem

riege perkündeten Grundſätzen entſprechen und könne keinem

hafens von Conſtanz a. Dieſe Frage könne durch Gewährung
en Handelserleichterungen an Rumänien geregelt werden, aber
je dürfe in keiner Weiſe ein Hindernis für die Einigung der
julgariſchen Nation bilden. Unſere Sache, fagte der Redner
weiter, iſ ſo gerecht, daß ich nicht glaube, daß ſie auf ernſtliche
hinderniſſe ſtoßen werde. Wir haben eine Pflicht gegenüber der
Fevölkerung der Dobrudſcha, wir dürfen ſie nicht wieder unter
fremdes Joch fallen laſſen, um von neuem bedrängt und verfolgt
u werden. Die Regierung wird bei der Erfüllung dieſer patrio

ſiſchen Pflicht die Unterſtützung ſämtlicher Gruppen der Oppo
tion finden.

Der Bürgerkrieg in Rußland
Amſterdam, 12. Dez. Nach einer Reuter- Meldung aus

London teilt die maximaliſtiſche Zeitung „Prawda“ mit, daß der
erſte Zuſammenſoß zwiſchen den maximaliſtiſchen
Truppen und einem Trupp des Generals Kornilow,der zwiſchen 3000--4000 Mann zählte und mit Maſchinen-
gewehren ausgerüſtet war, auf der Station Tamarowka, 28 Werſt
von Volgorod, ſtattfand.

Die maximaliſtiſchen Kommiſſare der Schwar-
zen Meerflotte haben telegraphiſch mitgeteilt, daß eine Ab-
keilung Marinetruppen gegen Kaledin aunusgeſchickt
wurde, der davor warnt. daß die Schwarze Meerflotte ſich in die
Angelegenheit der Koſakengebiete einmiſche.

Die ruſſiſche verfaſſungsgebende Verſammſung
Amſterdam, 12. Dezember. Die „Times“ melden aus

Petersburg: Der Eröffnung der verfaſſunggebenden
Ler ſammlung wird mit großer Spannung entgegen-
geſehen. Ein Teil von Petersburg, der ſich vor Unruhen

Kerenski, deſſen
ufenthaltsort ſtreng geheim gehalten wird, wurde von der füd

weſtlichen Armee zum Abgeordneten in der geſetzgebenden Ver-

Republik

Die ruſſiſchen und rumäniſchen Sozioliſten
Petersburg, 12. Dez. Auf dem Kongreß der Partei der

revolutionären Sozialiſten hat die endgültige Tren-
nung des linken vom rechten Flügel ſtattgefunden.

Am 28. November hat das Mitglied des Hauptausſchuſſes der
ſozialdemokratiſchen Partei Rumänien s, Genoſſe Rockows-

ki, die ruſſiſche Regirenng und die Bauern in einem Briefe be
grüßt, in dem er ſie auffordert, von der rumäniſchen Re-
gierung eine allgemeine Amneſtie und die Berufung
einer verfaſſunggebenden Verſammlung nach

demokratiſchen Grundſätzen zu verlangen.

Die Anklage gegen Caillaux
Paris, 12. Dez. Nach dem Schriftſtück, in dem um die

Ermächtigung zur Strafverfolgung Caillaux' nach-
geſucht wird, ſoll dieſer ſich eines Anſchlages auf die Sicherheit
des Staates ſchuldig gemacht haben durch Umtriebe, die ge
eignet geweſen ſeien. die Bündniſſe Frankreichs bloßzuſtellen,
ferner das Einverſtändnis mit dem Feinde und drittens einer
flanmachenden Provaganda Propaganda defaitiſte). Für diefe

e Kriegsgerichte zuſtändig. Sollte aber die An
klage auf Anſchlag gegen die Staatsſicherheit endgültig aufrecht
erhalten bleiben, ſo würde Caillanx vor den Staatsgerichts-
o t verwieſen werden müllen.

Auch der frühere Juſtizminiſt er wurde
gewählt und zwar durch die Regierung der neuen ſibiriſchen

Donnerstag, 15. Dezember 1917 Geſchäftsſtelle in Berlm und Berlmer Schriftleitung:
Bernburger Straße 30. Fernru Amt Kurrürſt Nr. 629)

Druck und Verlag von Otto Thiele. Halle (Saale

Abendbericht des Großen hauptquartiers
Berlin, 12. Dez., abends. (Amilich.) Von den

Kriegsſchauplätzen nichts Neues.

Das engliſche Luftſchiff „C. 27“ abgeſchoſſen
Berlin, 12. (Amtlich.) Eines unſerer

Marineflugzeuge, Führer Oberleutnant zur See
Chriſtianſen, hat bei einem Aufklärungsflug in den
Hoofden am 11. Dezember vormittags das eugliſche
Luftſchiff „oO 27“ vernichtet. Das Luftſchiff ſtürzte
brennend in die See.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht
Wien, 12. Dez. Amtlich wird verlautbart:

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz

Waffenruhe.
Italieniſcher Kriegsſchauplatz

Zwiſchen Brenta und Piave erzielten wir in ört
lichen Kämpfen Erfolge.

Der Chef des Generalftabes.

Dez.

igte! Es beſtehe nur uvch ein ein p d r San namlich die wirtſchaftlich bedeutſame Frage des Die Teuerüngszulage der Staatsbeamten
Berlin, 12. Dezember. Jm Staatshaushalts-

Ausſchuß des Abgeordnetenhauſes erklärte der
Finanzmniniſter ſich damit einverſtanden, daß die verheirateten
Beamten eine einmolige Teuerungszulage von 200 Mk,
(für jcdes Kind 20 Mk. mehr) und die unverheirateten 150 Mk.
erhalten. Der Miniſter ſagte ein gleiches Vorgehen im Reiche zu,
konnte aber eine Erhöhung der laufenden Kriegsbeihilfe jetzt
nicht in Ausſicht ſtellen.

Verſtändigung im Bangewerbe
Berlin, 12. Dez. Die nach längeren Verhandlungen

im Reichswirtſchaftsamt zuſtande gekommene Verein-
barung vom 29. November 1917, die unter Feſtſetzung
neuer Teuerungszulagen eine Verlängerung des
Reichstarifvertrages für das Baugewerbe bis zum 31. März
1918 vorſieht, iſt nunmehr geſichert. Sowohl die Gene-
ralverſammlung des deutſchen Arbeitgeberbundes für das
Baugewerbe als der Verbandsvorſtand und Verbands-
beirat des deutſchen Bauarbeiterverbandes haben der Ver-
einbarung zugeſtimmt.

Die Hilfe für Jtalien
Bern, 12. Dez. Jtalieniſche Blätter bringen lange Aus

züge aus der engliſchen Preſſe über Schwierigkeiten der
Truppentransporte nach der italieniſchen
Front.Ein Dekret verlängert die Stellungspflicht für De
ſertenre bis zum 29. Dezember, worauf die Verurteilung auch
in contumaciam erfolgen wird.

Tittoni hat im Senat eine Jnterpellation über
die Begründung der geſetzgeberiſchen Voll machten
der Regierung eingereicht.

Geheimſitzungen der italieniſchen Kammer
Bern, 12. Dez. „Tribuna“ beſtätigt, daß die italieni

ſche Kammer zu einigen Geheimſitzungen zuſammen
treten wird. Die Unions-Parlamentarier haben für heute eine
Vollſitzung einberufen,

Neue Zeitungen in Rom
Bern, 12. Dez. Der „Temps“ meldet aus Rom Am

1. Januar 1918 werden in Rom vier neue Tageszeitungen
erſcheinen. „La Ragione“, ein republikaniſches Organ, ge
leitet vom Abgeordneten Pirolini, „Jl Campidoglio“, Or-
gan der parlamentariſchen Union, „La Epoca“, geleitet von

Tullio Giordana, „Jl Tempo“, geleitet vom früheren Chef-
redakteur des „Reſto del Carlino“ Naldi.
infolge der Einbeziehung Mailands
ſeinen Sitz nach Rom verlegen.

Von der Pariſer Preſſe
Bern, 12. Dez. „Depeche de Lyon“ berichtet aus

Paris: Das klerikal-reaktionäre Blatt „Eclair“ wird
ſeine Leitung und ſeine bisherige Richtung ändern und
künftig von dem früheren Unterſtaatsſekretär und Rechts
anwalt des im Gefängnis ums Leben gekommenen

i „Avanti“ wird
in die Kriegszone

Almereyda, dem Abgeordneten de Monzkec, in republi

aniid tlozialiſtiſchem Sinne geleitet

renta und Piave

III

Die Wahlreform in England
Parallel zu den Verhandlungen des preußiſchen Abge

ordnetenhauſes hat auch das engliſche Unterhaus ſich mit
einer Wahlkreisreform befaßt, die beſtimmt iſt, mit den
kürzlich von uns gekennzeichneten ſtarken Rückſtändigkeiten
des bisherigen engliſchen Wohlrechts aufzuräumen. Jn der
Hauptſache ſollen dadurch das wahlfähige Alter auf
21 Jahre herabgeſetzt, manche Bevorzugungen des Beſitzes
aufgehoben, die Möglichkeit einer mehrmaligen Stimm-
abgabe in verſchiedenen Bezirken beſeitigt und ſchließlich
auch den Frauen über 30 Jahre das Stimmrecht zuge-
ſtanden werden. Das Unterhaus hat die Vorlage mit
großer Mehrheit angenommen, deren Verwirklichung damit
als geſichert gelten kann; denn ſelbſt wenn das Oberhaus
eine ablehnende Haltung einnehmen ſollte, ſo würde die
abermalige Annahme im Unterhauſe der Vorlage dennoch
Geſetzeskraft verleihen.

Wie die Zuſammenſetzung des Unterhauſes ſich unter
dem Einfluß eines ſo radikal reformierten Wahlrechts ge-

ſtalten wird, iſt natürlich vorderhand nicht abzuſehen. Bei
dem
länders und ſeiner ſtaatlichen Einrichtungen iſt jedoch zu

im allgemeinen konſervativen Charakter des Eng-

nöchſt nicht anzunehmen, daß darin ſofort ein größerer
Wandel in Erſcheinung treten ſollte. Bisher hielt man
bekanntlich in England eine geſellſchaftliche Schichtung des
Parlamentes in der Weiſe für angemeſſen, daß vor allem
in das Unterhaus Angehörige der ſogenannten beſten
Kreiſe, vor allem des Landadels, einzogen, daneben die
Herren aus den ortsanſäſſigen angeſehenen Familien der
Grafſchaften, der „regierenden Familien“ (goyerning
families), wohl 50 900 an der Zahl. Wenn ſeit 1906 auch
mehr. Angehörige des gebildeten Bürgerſtandes, vereinzelt
auch Arbeiterſekretäre in das Unterhaus gelangt ſind, ſo
iſt zu beachten, daß der Engländer zu dieſem freiheitlichen
Bekenntnis 40 Jahre länger als das „rückſtändige“ Deutſch
land mit ſeinem demokratiſchen paſſiven Wahlrecht gebraucht
bat, und daß die öffentliche Meinung derlei Zuzug ins
Parlament immer noch für unangemeſſen hält. Dabei iſt
eine wirkliche Volkstümlichmachung des Unterhauſes, ein
Vorwiegen des Mittelſtandes, heute noch ebenſo ausge-
ſchloſſen wie ebedem, denn die gut 12 000--14 000 Mark,
die eine Wahl koſtet, muß der Anwärter auf einen Sitz im
Unterhanuſe aus eigener Taſche zahlen. So ſind denn auch
im letztgewählten Parlament nur 6 v. H. Vertreter der
Arbeiterintereſſen (gegen 28 v. H. im deutſchen Reichstage)
vorhanden.

Aber auch die Macht des ſo wenig demokratiſchen eng
liſchen Parlamentes iſt überraſchend gering, denn das Par-
lament ſteht dem Miniſterium nicht als ſelbſtändige Ein-
richtung des Staotslebens gegenüber, ſondern es bildet in
ſeiner ausſchlaggebenden Mehrheit lediglich die Gefolg-
ſchaft der im Kabinett ſitzenden Parteiführer, deren Politil
man blindlings mitmacht. So war die geſamte Vorbe-
reitung dieſes Weltkrieges bekanntlich hinter dem Rücken
des Parlamentes erfolgt, und die Abmachungen mit Frank-
reich und Rußland waren abgeleugnet oder doch weſentlich
entſtellt dem Hauſe mitgeteilt worden. Ebenſo häufig
wird das Parlament jedoch auch auf dem Gebiete der Ge-
ſetzgebung beiſeite geſchoben, und in der Verwaltung
Jndiens wird es ganz als Luft behandelt. Die Opriumbill
von 1891, die Prüfungsordnung für indiſche Beamte 1893
wurden vom Parlament zwar beſchloſſen. von der Regierung
aber völlig außer acht gelaſſen, ohne daß das Haus der
Gemeinen es wagen konnte, mit der Wimper zu zucken.
Schließlich herrſcht auch im Hauſe ſelbſt antokratiſche Will
kür. Noch heute kann der „Speaker“ des Unterhauſes, will
er beſtimmte Dinge nicht in die Oeffentlichkeit laſſen, das
Publikum wie die Preſſe einfach aus dem Hauſe weiſen.
Und die vom Sprecher gehandhabte Zenſur iſt ſo ſtreng,
daß er jede Jnterpellation, jede Diskuſſion zu verhindern
vermag, indem er den betreffenden Abgeordneten den
Mund verbietet.

Was ſich daran unter dem Einfluß des neuen Wahl
rechts ändern wird, bleibt abzuwarten!

Das neue portugieſiſche Kabinett
Liſſabon, 12. Dez. Das neue Miniſterium ſetzt ſich wie

folgt zuſammen: Vorſitz, Auswärtige Angelegenheiten und
Krieg: Sidonia Paez Jnneres: Machado Santos;
Unterricht: Alfredo Magelhaes; Juſtiz: Mora Pinto;
Oeffentliche Arbeiten: Feliciano Coſta Marine: Oteſto
Branco; Handel: Kavier Eftevas Finanzen: Santos
Viegas Kolonien: Abgeordneter i Var-
do z a.

Auch Pangma
New WVork, 11. Degember. Pangamu hat Oeſter

den Krieg Slät
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Preußiſcher Landtag.
Abgeordnetenhaus.

Sitzung vom 12. Dezember 1917.
Am Regierungstiſch: Dr. Friedberg, TDrews.
Präſident Dr. Graf v. SchwerinLöwitz eröffnete die

Sitzung um 12 Uhr 20 Minuten.
Der Antrag Fuhrmann (Natl.), Freiherr von Los

(Ztr.), Mertin-Oels (Freikonſ.), Winkler (Konſ.) und Ge
toſſen, „Die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, das
den Staatsbeamten verfaſſungsmäßig zuſtehende

Recht der politiſchen Betätigung
unter Zurücknahme neuerdings verſuchter Einſchränkun-
gen ſicher zu ſtellen“, wurde in Verbindung mit einem
Antrag Aronſohn und Genoſſen (Fortſch. Vpt.) be
raten, „die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, für
alle Zweige der Staatsverwaltung eine Verfügung zu er-
laſſen, durch die den Staatsbeamten der freie
Ausdruck ihrer politiſchen überzeugung
gewährt, jedoch unterſagt wird, innerhalb
der Dienſträume oder auf dienſtlichem Wege oder
ſonſt durch Ausnutzung der Dienſtgewalt zur
Betätigung für politiſche Vereinigungen und Parteien
aufzufordern.

Ein ähnlicher Antrag Braun (Soz.) hatte nicht
genügende Unterſtützung gefunden.

Abg. Fuhrmann (Natl.) ſprach im Auftrage aller derer
aus verſchiedenen Parteien, die für den erſten Antrag ein
treten. Dieſer ſei durch eine Verfügung des Miniſters des
Innern vom 1. Oktober veranlaßt, die auf Anfrage eines
Oberpräſidenten wegen Beteiligung politiſcher und anderer
Staatsbeamter an den Beſtrebungen der

Deutſchen Vaterlandspartei
entſchieden hat, daß den Beamten ſeines Reſſorts, ins
beſondere den politiſchen, der Beitritt zu einer Partei ge
ſtattet wird, es aber für unerwünſcht erklärt, in Wort oder
Schrift für dieſe Beſtrebungen einzutreten. Ter Ge
pflogenheit deutſcher Staatsbeamten entſpricht es, ſagte
Redner, dieſes „unerwünſcht“ einem Verbote gleichzuachten.
Nur charakterfeſte Beamte pflegen ſich an einen ſolchen
Erlaß nicht zu kehren. Jch halte es aber, um die Worte
des Miniſters zu gebrauchen, für unerwünſcht, einen ſolchen
Erlaß herauszugeben. Heiterkeit und Zuſtimmung.)
Nach der Verfaſſung hat jeder Preuße das Recht, in Wort
Schrift und in bildlichen Darſtellungen ſeine Meinung frei
zu äußern. Einſchränkungen ſind nur für beſondere
Pflichten der Statsbeamten gegeben. Die früheren
Miniſterpräſidenten haben erklärt, daß die Ausübung der
politiſchen Rechte nur eine Beſchränkung finden ſoll, wenn
zwingende Staatsnotwendigkeiten in Frage kommen
Miniſterpräſident Dr. Michaelis hat geſagt, die politiſchen
Beamten könnten jeder Partei angehören, die nicht das
Beſtehen des Staates gefährdende Beſtrebungen verfolgt
Die Vaterlandsckpartei will den Siegeswillen des deut-
ſchen Volkes heben. (Widerſpruch: Ruf: Gehen Sie doch in
den Schützengraben! Große Unruhe rechts.) Sie er-
wartet ferner, daß aus dieſem Kriege ein größeres
Deutſchland hervorgehen ſoll. verfolgt alſo keine Be-
ſtrebungen, die das Beſtehen des Staates gefährden. Der
Erlaß des Miniſters iſt ungerechtfertigt. Man mag zur
Vaterlandspartei ſtehen wie man will, man muß an
erkennen, daß ſie den Siegeswillen im Volke ſtärken will
(Sehr richtig! rechts, große Unruhe, Lärm und Widerſpruch
links.) Es wäre illoyal, dies anders aufzufaſſen. (Zuru
links: Unerhört Unruhe rechts, großer Lärm, Glocke des
Präſidenten! Präſident: Sie werden ja nachher zu Worte
kommen und Jhre Einwendungen machen kfönnen.) Jch
ſtelle noch einmal feſt, daß die Vaterlandspartei ihre
Abſicht dahin ausge'prochen hat, den Siegeswillen im
Volke zu heben. (Sehr richtig! rechts.) Jhre Politik iſt
darauf gerichtet, für einen Frieden Stimmung zu machen
aus dem ein größeres Deutſchland hervorgehen ſoll. Das
iſt kein Beſtreben, das den äußeren Beſtand des Reiches
und des Staates gefährdet. Jch bedauere, daß der Miniſter
des Jnnern ſich nicht vor ſeine unpolitiſchen Beamten
eſtellt, ſondern ſie außerhalb der Verfaſſung ſtehenden

Faktoren geopfert hat. Tie politiſchen Beamten unter
liegen dem Disziplinargeſetz. Die Regierung hat die
Pflicht, von den politiſchen Beamten zu verlangen, daß ſie
in hochpolitiſchen Fragen die Regierung unterſtützen. Trifft
das für die Vaterlandeportei zu? Sie iſt gegründet
worden nach dem Beſchluß der Reichstagsreſolution vom
19. Juli, die die Siegeszuverſicht erſchüttert und im Aus-
lande den Eindruck deutſcher Schwäche bewirkt hat. Die
Vaterlandspartei wendet ſich gegen die Forderung, daß die
Oberſte Hee'esleitung bei unſeren letzten Kriegszielen
nicht mitſprechen ſoll. (Hört! hört! rechts.) Sie hat keine
Politik gegen den Reichskanzler Dr. Michelis getrieben
und treibt keine gegen den Grafen Hertling. Wir freuen
un2, daß der Reichskanzler den Feinden keinen Freibrie'
auf endſoe Ve löngerung des Krieges ausſtellen will
Angeſichts ſeiner Hiltung und der des Vizepräſidenten
des Sgatsminiſter. ums Tr. Friedberg kann von einer
Oppoſitionsſtellung der Deutſchen Vaterlandspartei keine
Rede ein. (Sehr richtig! rechts.) Bismarck, von deſſen
Ve-indigungsfrieden man edet, hat im Jahre 1866 mehr
annektiert als in dieſem Kriege annektiert werden fann.
Wir ſind dem Ercßadmiral v. Tirvpitz einem Marne von
hoher ſtaatsmenniſcher Begabung und Vorausſicht dank-
bar, daß er o energiſch für einen deutſchen Frieden eintritt
in einem Kampfe, in dem es nach engliſchem Eingeſtändnis
ſich um Sein oder Nichtſein Deutſchlands handelt. Sein
großes Verdienſt iſt es. das Volk zu dieſem Kampfe auf
gerüttelt zu haben. Jch bitte alſo den Miniſter ſeinen
Erlaß, mindeſtens ſoweit er nichtpolitiſche Beamte betrifft,
zurückzuziehen. Der Kultusminiſter hat den Erlaß für
ſeine Beamten nicht ane kannt. Wir brauchen den Frieden
im Jnnern: haben wir ihn, dann ſind wir unüberwindlich.
(Lebhafter VBeifall.)

Miniſter des Jnnern Dr. Drews: Etwa am 10. Septem
her wurde mir die Anfrage aus der Provinz vorgelegt,
wie ſich die Beamten der inneren Verwoltung, insbeſondere
die politiſchen Beamten gegenüber der Vaterlandspartei
zu verhalten hätten. Jch habe ſofort telegraphiſch die
Entſcheidung gefällt, die ich den übrigen Provinzialbehörden d Erlaß vom 1. Oktober mitpete'lt habe.

ch führe dieſe Daten ausdrücklich an, weil damals der
kreit über die Vaterlandsvartei noch nicht in dem Maße

entbrannt war, wie ſpäter; die große Auseinanderſetzung
datiert vom Ende September, kurz vor Zuſammentritt des

Reichstages. Der Reichsta
geſprochen. Jch habe na
zeugung entſchieden; die Rückſicht auf perſönliche Konſe
quenzen ſpielt bei meinen Entſcheidungen keine Rolle. Der
Erlaß und das Rundſchreiben enthalten lediglich, was
über das Verhalten der Beamten meines Reſſorts gegen
über allen politiſchen Parteien zu gelten hat, aber keinerlei
Ausnahmebeſtimmungen über die Vaterlandspartei.
Mein oberſter Grundſatz iſt, daß die Bhörden in allen der
artigen Fragen alle Parteien gleich zu behandeln haben.
(Bravo! links.) Die Verwaltungsbehörden behandeln
keine Partei um der Partei willen anders, als die andere.
Unrichtig iſt die Auffaſſung, als ob Ausnahmebeſtimmun-
gen zu Ungunſten der Vaterlandspartei hätten erfolgen
ſollen. Die Regierung ſteht auf dem Standpunkt des
Königswortes: „Jch kenne keine Parteien mehr; ich kenne
nur Deutſche.“ (Bravo! links.) Auf dieſem Standpunkt
wird die Regierung ſtehen bleiben, es ſei denn, daß es ſich
um eine Partei handelt, die Verrat am Vaterlande treibt.
Bei den Beamten der inneren Verwaltung herrſcht grund-
ſätzlich Geſinnungsfreiheit. Sie können ungeſtört den
politiſchen Parteien angehören. Jn der Betätigung für
politiſche Parteien ſteht der Beamte nicht ſo da, wie jeder
andere Staatsbürger; er iſt infolge ſeines Beamtenver-
hältniſſes gewiſſen Einſchränkungen unterworfen und muß
es unterlaſſen, auf nachgeordnete Beamte einen Druck zum
Beitritt zu einer Partei auszuüben. Ferner darf er nicht
während der Amtsſtunden mit amtlichem Material
Agitation für politiſche Parteien treiben. Alle dieſe Be
ſchränkungen gelten für ſämtliche Staatsbeamte. Aufgabe
der politiſchen Beamten iſt es, die Politik der Regierung
nach außen zu vertreten. Deshalb müſſen ſie ſich in den
Grenzen der Politik der Regierung halten. Sie müſſen
ſich deshalb jeder Agitation für politiſche Parteien ent
halten. Wir müſſen es vermeiden, den Riß, der durch
unſer öffentliches Leben geht, zu vergrößern. Wir brauchen
die Einheit des Vaterlandes, nicht nur um den Krieg zu
gewinnen, ſondern auch zur Löſung der Aufgaben nach
dem Kriege. (Langer Beifall links.)

Abg. Kanzow (Fortſchr. Vpt.): Mit den Anstührungen
des Miniſters können wir uns einverſtanden erklären. Nicht
zu billigen iſt, daß zur Agitation für die Vaterlandspartei
Amtszimmer und Schulen, ja ſogar Kanzeln gebraucht
werden. Auch unſere Siegeszuverſicht iſt nicht erſchüttert.
Tatſächlich verfolgt die Vaterlandspartei innerpolitiſche
Ziele. Der Kaiſer hat erklärt, uns treibe keine Erobernungs-
fucht. Der 4. Auguſt 1914 hat eine große Vaterlandsprtei
zuſaminengeſchmiedet in treuer, heiliger Vaterlandsliebe.
Wir wollen nun auch alle Differenzen ſachlich und ruhig er
ledigen, ſodaß Reich und Staat keinen Schaden leiden. Nicht
nur gewiſſe, ſondern alle Beamten müſſen politiſche Freiheit
haben, jeder Mißbrauch muß ober vermieden werden. Jch
bitte um Annahme unſeres Antrages.

Abg. v. Hennigs-Techlin (Konſ.): Dem Beamten ziehen
ſein Treueid und ſeine Stellung ſelbſtverſtändlich gewiſſe
Grenzen. Die Staatsautorität muß aufrecht erhalten blei-
ben, ohne daß dem Beamten ſein politiſches Rückarat ge
brochen wird. Die Beamten dürfen nicht zu Automaten ge
macht werden. Wo das Staatsintereſſe in Frage kommt,
gibt es für uns doch noch Parteien, die wir ſtets bekämpfen
werden. Das Wort „unerwünſcht“ gehört nicht in den Er
lat. Es darf den Beamten nicht anheim geſtellt werden, die
Wünſche des Miniſters zu erfüllen. Die lange Dauer des
Krieges bringt naturgemäß eine Depreſſion mit ſich. Da
iſt es vaterländiſche Pflicht eines jeden Vatrioten, dieſer
Devreſſion entgegenzuwirken. (Zuruf von den Unabh. Soz.:
Billigere Lebensmittel.) Die Lebensmittel ſind bei uns
billiger als bei den Feinden. Die Friedensreſolution des
Reichstages kann das Volk nicht beruhigen. Wir wollen ein
geſichertes Deutſchland erzielen. Mit Weltverbrüderungs-
fragen mögen ſich die Philoſophen nach dem Frieden be
ſchäftigen. Jetzt gibt es nur ein Ziel, den Krieg gewinnen,
ſo gut wie möglich. Der Kleinmut wird ſyſtematiſch groß
gezogen. Demgegenüber muß der Siegeswillen immer
wieder betont werden. Dazu iſt die Vaterlandsvpartei ge-
gründet worden. Wäre ſie nicht gegründet worden, dann
hätte die Regierung eine ſolche Organiſation hervorrufen
müſſen. Gegenüber der ganzen Lage des Vaterlandes iſt
hier der Zwiſchenruf von Hué oder einem anderen gefallen:
„So wird der Krieg gemacht!“ Es iſt unerhört, daß im
preußiſchen Parlament ein ſolcher Ausdruck gefallen iſt.
(Abg. Hué: Jch vroteſtiere gegen eine ſolche Lüge. Vizeprä-
ſident Dr. Porſch rief den Abg. Hues zur Ordnung.) Jch
laſſe es dahingeſtellt, wer das Wort geſprochen hat, tatſäch-
lich iſt es gefallen und ich proteſtiere dagegen. Es handelt
ſich in dieſem Kriege darum: Wir oder England Die Ziele
der Partci des Abg. Stroebel dürfen von den Beamten nicht
vertreten werden.

Aba. Beyer-Neuſtadt (Zentr.): Der Erlaß des Miniſters
hinſichtlich der unpolitiſchen Beamten geht un weifelhaft zu
weit. Dem Antrage Aronſohn, der für die Startsbeamten
den freien Ausdruck ihrer politiſchen Überzeugung fordert,
andererſeits aber verhindern will, daß auf dienſtlichem Wege
zur Betätigung für politiſche Parteien aufgefordert wird,
ſtimmen wir zu. Jch beantrage die Überweiſung der An
träge an eine Kommiſſion von 21 Mital'edern.

Abg. Leinert (Soz.): Noch dem Erlaß ſind die Beamten
verpflichtet, die Regierungsvolitik zu unterſtützen. Wir
fordern das parlqmentariſche Syſtem, dann wird die An-
ſchaunng der Regierung durch die Abgeordneten vertreten.
Den Antrag Lohmann, der die Zugehörigkeit der Beamten
zu Parteien beſchränken will, ſoweit ſie den Beſtand des
Reiches und Staates gefährden, lehnen wir ab. Mindeſtens
müßte geſagt werden, welche Parteien damit gemeint ſind.

(Schluß in der Abend-Ausgabe.)

hatte damals noch kein Wort

Zur Einnahme Jeruſalems
12. Dezember. Jm Heeresausſchuß der öſter

u Delegation machte Kriegsminiſter von
Steiner vertrauliche Mitteilungen über den Ab

des Waffenſtillſtandes. „Auf eine Anfrage
as Schickſal der Stadt Jeruſalem erklärte der Miniſter,

daß den bisherigen Meldungen die Einnahme Jeru-
ſalems kampflos erfolgte und daß die Stadt keinen Schaden
erlitten habe. Nach Verſicherungen der osmaniſchen Oberſten
Hreresleitung ſeien mutwillige Veſchädigungen ausgeſchloſſen.
Die türkiſche Stellung weſtwärts Jeruſalems ſei in der Nacht zum
9. Dezember überrumpelt worden, worauf ſich die Türken durch
die Stadt ofſtwärts zurückgezogen hätten. Jeruſalem ſolle nun
mehr außerhalb des Kampfgebietes liegen.

Türkiſcher Heeresbericht
Meſovotamien: Unſere Truppen folgen am Edhes und

an der Wiecle den zurückgrhenden feindlichen Abteilungen,
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e
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meiner pflichtmäßigen über-
Schwätzer Asquith

Zondon, 12. Dezember. Asquith führte in ſein
weiter aus: Was nun den völkerrechtswidrigen und ſt ne
Unteeſeebootskrieg mit ſeinen grauſame ind

ru iunſchuldigen Menſchenleben betrifft, der ung denen
nunſere Handelsſchiffe zu bewaffnen, ſo hat er ni t an

beiſpielloſcy

des z
Kriegführenden. ſondern auch die Neutralen
fahren ausgeſeyt, die bisher in den Annalen
unbekannt waren. Jch glaube kaum, daß wir no t
den Lippen des Feindes von der Freiheit der Meer
reden hören. Schließlich beſteht auch die Anſicht t
Friede, den wir im Sinne haben, ein lahmer Fried daß
Vorwand dafür ſein ſollte, den Krieg unter einem ander nd efortzuſetzen. Kein Friede wäre nach meiner Anſicht und Nam

lich auch nach der Jhrigen des Namens wert, der trotz dert it.
ſtellung der Feindſeligkeiten und hoffentlich auch nach der Ein
legung der Waffen zuließe, oder darauf hinzielte, daß Nicder
früher geſagt habe, ein „verhüllter“ Krieg eintret, e i
anderen Methoden, aber nicht weniger kriegeriſchem her i
führt würde. Jch behaupte, ich werde weiterhin ſo trag re

einer die Behauptung verfechten, daß es unſer gutes Recht ig wi
rechtmäßigen Methoden, wirtſchaftlich wie mititärſſch
wenden, um unſere Hauptziele zu ſichern und einen anzudauernden und fruchtbaren Frieden zuſte ſolcher

bringen, wie ihn die Welt braucht. Die Stellun ded
bündeten hierzu iſt vollkommen klar von Wilſon in
jüngſten Botſchaft gekennzeichnet worden. Jch unterf einer
achtungsvoll die Worte, deren er ſich bediente und denen nei
anſchließe. Ein reinlicher Friede, das iſt, was die Vevoſt ich
dieſes Landes und ſämtliche alliierten Völker wünſchen n
fall.) Um ihn zu erreichen nicht mehr, aber aug, Wei
weniger ſind ſie unbeugſam in ihrer Entſchloſſenheit nicht
dem feſten Willen, vorwärts zu gehen; alle ſind willeng in
ſtrengungen und Opfer zu ertragen. An

Aus Berlin wird uns dazu mitgeteilt: Asquibemüht ſich im Vergleich zu ſeinen früheren Reden ith
maßvollere Tonart anzuſchlagen. Dazu hat er auch gen
jetzt, wo ein Jahr ſeit dem deutſchen Friedensangebot 8&
floſſen iſt, allen Anlaß. Wir ſehen darin die tit
ſchweigende Anerkennung unſerer mit
täriſchen und politiſchen Lage. Für die n
der Entente, die auf Deutſchlands Niederwerfung abzielen
iſt das verfloſſene Jahr eine Zeit ſchwerſter Enttäuſchung 4
geweſen. Die engliſchen Staatsmänner müſſen v
erkennen, daß Deutſchland ſo feſt und ſicher da.
ſteht, wie je zuvor in dieſen Kriegsſjahren,
Asquith rechnet aber auf ein kurzes Gedächtnis der Welt
Niemals ſoll die Demütigung und Vernichtung Deuſſe
lands als Kriegsziel der Entente gefordert worden ſ.
Tamit leugnet er einfach zahlloſe Kundgebungen ſeine
Kollegen in der engliſchen und franzöſiſchen Regierung.
Asauith ſctzt ſich auf Schritt und Tritt in Vider
ſpruch mit der Wahrheit und den Tatfachen
Er ſpricht als Advokat eines engliſchen Friedens, nich
eines Friedens, wie die Welt ihn braucht, und wi
Deutſchland ihn erſtrebt.

nach Ablehnung unſeres Hriedensangebots

von unſeren Feinden auch als ein Zeichen finangielber Schwö e
ausgelegt. Den ehrlichen Willi n, das unnütze Völkerbluten zu

lehren.
Deutſchlands Finanzkraft zur Weiterführurg ſeines Ver,

teidigungskrieges war nicht nur ungeſchwächt, ſondern ward
nun erſt recht zu einer gewaltigen Entfaltung gebracht. De
bew iſt der Erfolg der beiden Kriegsanleihen nach dem Frieden.
angebot während des Jahres 1917, die r 25,580 Mil
liarden Mark erbrachten. Das ſind über
die Anleihen des Jahres 1916.

So groß der Frirdenswille im deutſchen Volke iſt, ſo ſtark
auch der Wille zur Erreichung eines ehrenvollen, dauernden

ligung des deutſchen Volkes an den Kriege-
anl eihen. Bei der 6. Kriegsanleihe waren mit kleinen Zerhh
nungen bis 2000 Mark 6204 844, bei der 7. Krieganleihe
4 778 695 Zerichner beteiligt.
Zeichmer überhaupt.

Bereitſchaft zum Frieden
ſpricht deutlich dafür, daß unſere braven Kämpfer zu Lande und
zu Waſſer begriffen baben, daß es in dieſem Völkerringen micht

die Finanzkraft des Volkes ankommt.

geſamt 1295,85 Millionen Mark Bei der 7. Kriegs
anleihe iſt die Beteiligung des Heeres und der Mar'ne noch

1440,34 Millionen Mark.
des R iiches zur erfolgreichen Durchführung ſeiner Verteidigung
z'iat ſich auch in den Einzahlungen auf die Kriegs
anleihbe.
d m auf den erſten 2aßlungstermin folgenden Ausweisare der
Reichsbank bei der 6. Kriegsanleihe 10.480 Miſſiarden Mark der
79,5 v. H. gezablt. Bei der 7. Kriegsanleihe ſind bia zum De
zewher 1917 11,698 Milliarden Mark, das ſind 939 v. H des
bisher bekenn gewordenen Zeichnunoesergebniſſes von 12 45
Milſiarden Mark eingezahlt worden. Die Jnan'bruchnahme er
Reichsdarlehnekaſen iſt hierbei außerordentlich gering. Sit
beträgt bei der 7. Kriegsanleihe bis rm 1. December 1917 nur
1774 Willjonen Work, das ſind 1 2 v. H. des bis zu dem ge
nann ten Tage vellrergbſten Anſe boworfes.

Die bis zum 30. November 1917 vSewWio?en FSrieosfredite
in Höhe von 94 Wiſſigrden Wark ſind durch 73 Williarden
kangfriſtiger Krieesgnleiben o dert Das find feſt
89 v S. aller Kriegefredite, während das Verßäſtnis in Englerd
40 p H. und in Frankreich ſooer nur v. H. beirget. Der
Wert der lKanofriſticgen Nvreibe genenſiher den Fyrrafriſtigen
unſerer Jede liegt auf der Hand. Dieſe Art der Sriensfoen-
deckung onnte in Denttſchlanh von Anforo an durchethrt we den
unäere Seinde foſeten unſerem Bejfoiel erſt viel ſoster. Hierin
et ch die weiſe Firgan wirtſchaft Deutſchlands und ſeine uner
ſchöp liche Finonekroft m denlichen,

Die Stfakeit der dentſchon Finensen beruht darguf, daß
die »ur Deffung der Hriegefoften auftehrg ken Heieesanleſe
beträde zum wejſnus größten Teiſe im Lande verleihen. Sie
wandern vicht, wie bei unſeren S irden. ins NAyslond.

Die Foſoe don iſt. des der Goſhheſtand der Reiekanf Fä
erhält und Kenitoſanfommſunoen erzenot werden, die in dem
Anſchweſſen der Sporfaſeneſder und der Bankfdevots jhren
Pjederſchlag finden Die deutſch Fingn kraft nimmt nfft ab.
endern erſ ch ſtab'il und kann für weitere Dwe e der
Lande jederseit wieher ihr gemocht werden.

Die Unwaßek- ber gegnerif Aen Bekgrbhrng dos Rieda
angßot von 12 Babemher 1918 ſern auſ ans der nan
S whe Settſchfarde hervarsegan- n. wird durch r und S
folg der beiden Kriegsankeihen im Jahre 1917 am ſahtagendſten

Die Entfaltung der deutſchen Finanzkraft

Das deutſche Friedensangebot vom 12. Dezember 1916 wurde

boenden, erkannten ſie nicht an. Wie ſehr ſich die verbb endeten
Gegner getäuſcht hatten, ſollte ſie das folgende Kriegsjahr 191

Milliarden mehr, a

Friedens, der ſeinen Ausdruck findet in der ſtarken Beteie

Das ſind über 90 Prozent aller

Die Aufnahme, die die Antwort der Feinde auf die deutſche
im Ho re und in der Marine and,

nur auf die Kraft des Schwertes, ſondern letzten Endes auch auf
Heer und Marive

beteiligten ſich bei der 6. Kriegsanleihe mit ins

ſtärker, ſie beträgt insgeſamt nach den bisherigen Feſtſtellung .r

Das Verſtändnis im Volke für d'e Stärkung der Finanzkraft

Von den insneſomt gezeichneten Beträgen waren an
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inſtänden bieten laſſen.
ſielt in ſeiner Wanderung durch das Zimmer inne: „Es
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gürſt Bismarck urd das preußiſche

Wahlrecht
nei der erſten Leſung der Verfaſſungsvorlogen im

Abgeordnetenhauſe iſt wiederbolt das be
e Verdikt erwähnt worden, das Fürſt Bismarck vor

ehren gegen das preußiſche Wahlrecht ausgeſprochen
n der Tat hat Bismarck das Wort vom „elendeſten
Wahlſyſtente“ auf das preußiſche Wahlrecht ange

als er 1807 das allgemeine gleiche und direkte

ſiſchen

e cht für den Norddeutſchen Reichstag einführte. Die
erung an die Konfliktszeit, in der das preußiſche
Hafen Parloment in doktrinärem Eigenſinn und
mentoriſchem Eigendünkel den Staot hart an den
des Abgrundes gebracht hatte, und der Eifer der

le mögen bei Bismarck jenen Ausdruck um ſo leichter
Aitigt haben als der m w und ſein Wahlrecht noch
Zeit gehabt hatte, ſich in Mißkredit zu bringen,

rend andererſeits das preußiſche Abgeordnetenhaus
ſein Wahlrecht noch nicht genügend Zeit gefunden

die Torheiten der Konfliktszeit wieder gut zu
Jm übrigen vergeſſen oder verſchweigen die

die dieſen Ausſpruch Bismarcks als Argument an
daß Bismarck das Wort vom elendeſten aller Wahl
nrückgenommen hat. Es geſchah dies auf

des damaligen preußiſchen Miniſterpräſi
ten Grafen Eulenburg über die angebliche, wenn auch

platoniſche Abneigung Bismarcks gegen das Drei-
ſenwahlſyſlem in der Morgenausgabe der „Kamburger
hrichten“ vom 18. Januar 1893. Hier ließ Fürſt Bis-
c erklären

Der preußiſche Miniſterpräſident hat mit ſeiner Aeuße-
n'ofern recht, als der ehemalige leitende Staatsmann

Fürſt Bismarck) ſeine Verurteilung des Dreiklaſſenſyſtems
peſcritlich als ein Argument verwertete, um zu einem Wahl

mit Jntereſſenvertretung zu gelangen. Das Streben
noch dieſem Ziele wird den Reichskanzler zu der ſchärfſten
Fritik der beſtehenden Einrichtungen, an deren Stelle er die
äntereſſenvertretung erſtrebte, veranlaßt haben.“

Und weiter ließ Fürſt Bismarck in demſelben Artikel
flären:

„Der Abgeordnete Rickert hält dem Fürſten Bismarck vor,
t habe ſeinen Ausſpruch über das R n nie-
al widerrufen. Wenn jemand ein Menſchenalter hindurch
de verſch. denſten landesgeſchäftlichen Phaſen öffentlich ver
treten hat, ſo iſt es doch zuvicl verlangt, wenn man beanſprucht,
ha er jeden Zwi chenſatz und jedes Argument einer Rede,
welches ſich in der weiteren Entwicklung der Dinge nicht be
pährt hat, ausdrücklich widerrufen ſoll. Wie wir oben ange
eutet haben, hat Fürſt Bismarck ſeine Aeußerung ſber das
dw iklaſſenwahlſyſtein ſeinerzeit getan, weil er ſich zur Er
teichung d ſſen, was er damals anſtrebte, Jntereſſenverkretung,

igen,

jren,

me
e Aeußerung

geſetze

I tetoriſch für nützlich hielt, ohne ſich deshalb für alle Zukunft
granf einſchwören zu wollen.“
Hier haben wir einen Widerruf jenes Bismarckſchen

izſruchs über das Dreiklaſſenwahlſyſtem in aller Form.
izmarck wollte an Stelle des preußiſchen Abgeordneten-
ſes, das ihn in den Jahren der Konfliktszeit unter

ührung der Fortſchrittspartei ſo ſehr bekämpft hatte,
ne Vertretung der Berufsſtände (Landwirte, Jnduſtrielle,
indwerker, Kaufleute, Arbeiter, Beamte uſw.) einführen,

daher gebrauchte er gegenüber dem Dreiklaſſenſyſtem
m ſcharfen Ausdruck. Fürſt Bismarck hat aber auch eine

ſrekte Anerkennung des Klaſſenwahlſyſtems ausge
rochen, wenn er in ſeinen „Gedonken und Erinnerungen“

e Worte gebraucht, „daß für die Sicherheit und Fort
dung des Staates das Uebergewicht derer, die den Beſitz
rtreten, das nützlichere ſei.“ Den politiſch zuverläſſigen

politiſch einſichtsvollen Volksteilen ſoll ein Ueber-
vicht über die breite Maſſe geſchaffen werden. Die
atspolitiſche Einſicht iſt erklärlicherweiſe in den beſitzen-

Klaſſen mehr zu Hauſe, da in dieſen mit der Erweite-
ing der allgemeinen Bildung auch die politiſche Bildung

rker vertreten iſt.

Vor 80 Jahren brachte das gleiche Waklrecht die
Stimmen der breilen Schichten der kleinbürgerlichen und
insbeſondere auch der durch und durch königs- und ſtaats-
treuen bäuerlichen Bevölkerung gegen das Uebergewicht
zur Geltung, welches das Dreiklaſſenwahlrecht damals
einer dünnen Schicht von Wohlhabenden verlieh; ſeither
aber hat ſich das Dreiklaſſenwahlrecht ganz vorwiegend zur
Schutzwehr der mittleren Bevölkerungsklaſſer gegenüber
dem Anſturm faſt ganz neu entſtandener „prolelariſcher“
Volksmaſſen entwickelt.

Die wahrſcheinliche Ueberzeichnung

der neuen franzöſiſchen Anleihe ein
Rieſenſchwindel

Die öſiſche Regierung hat die Anleihe im Geſetz ſelbſt
auf 10 Milliarden Ertrag begrenzt, wobei allerdings die bei der
letzten Anleihe 800 Millionen betragenden Auslandszeiclarungen
nicht einbegriffen ſein ſollen. Aber auch ſonſt iſt die Be ſchränkung
nur eitel Blendwerk. Die Anleihe zerfällt in zwei Teile. Der
erſte umfaßt alle Zeichnungen, die durch Hergabe von Schatz- und
Schuld ſcheinen der nationalen eidigung ſowie 3prozenitigen
Rententiteln geleiſtet werden, ferner auch alle Barzeichnungen
bis 7500 Fr. nominal (alle höheren Zeichnungen fallen mit den
Ueberſchüſſen nicht darunter). Für dieſen Teil der Anleihe iſt
ein Betrag von 8 Milliarden ir Ausſicht genommen; wird er über
ſchritten, ſo wächſt der Ueberſchuß der Geſamtſumme der Anleihe
von 10 Milliarden hinzu. Jedenfalls unterliegen alle dieſe Zeich-
nungen nicht der Verkürzung; was gezeichnet wird, wird auch
zugeteilt. Für alle übrigen Zeichnungen, alſo die 7500 Franken
W 3 r Barzeichnungen, ſieht das Geſetz nur den Rahmen
von 2 Milliarden vor, urd ſie werden dementſprechend gekürzt.

Zunächſt muß man über die große 2
Planes, der, abgeſehen von den Beträgen unter 7500 Fr. nur
2 Milliarden Bargeld einbringen ſoll, erſſaunen. Der Eindruck
eines ſehr geringen Vertrauens der franzöſiſchen Regierung in
die Möglichkeit der l größerer Barmittel verſtärkt ſich
dadurch, daß der Ausgabekurs dieſer 4prozeitigen Anleihe auf
nur 68,60 feſtgeſetzt wurde und auch die in Zahlung zu nehmenden
Wertpapiere recht günſtig bewertet ſind. Ferner iſt ein Sktütz
fonds für ſie mit monatlich 60 Milliarden Franken geſchaffen,
der die Anleihe aufkaufen ſoll, ſobald ſie unter den Ausgabekurs
ſinkt, und es bieten 25 Jahre Unkündbarkeit erhebliche Ausſichten
auf Kursgewinne. Dieſer Ausgabekurs gibt eine Verzinſung von5,88 v. H., ſtellt den Beſitzer alſo günſtiger wie bei der öpro-

zentigen Raite, die durch den Stützfonds auf 87,50 gehalten wer
den ſoll und damit 5,71 v. H. bringen würde.

cheidenheit dieſes

griffen iſt, ſind benachteiligt, ſie müßte auf 51,46 fallen, um die
gleiche Verzinſung zu erreichen.

Was iſt nun der Zweck dieſes ganzen Verfahvens? Will nern
tatſächlich jeden Gedanken,
ihrem Rieſenergebnis r zu machen, gufgeben Das
ſähe Frankreich nicht ähnlich. Ho ft man vielleicht auch nicht auf
einen klingenden Erfolg in Vargeld, ſo wäre doch ein Verzicht auf
jeden Eitelkeitserfolg dem franzöſiſchen Charakter völlig wider-
ſprechend.

Ein ſolcher iſt nun tatſächlich offenbar geplerrt. Zwar iſt
die Hergabe anderer Staatspapiere bei den franzöſiſchen Anleihen
nicht neu, wohl aber der überaus niedrige Ausgabekurs, die
25jährige Laufzeit und der Slützfonds, der jegliches Riſiko aus
ſchließen ſoll. Was den 8-Mälliardenteil anlangt, ſo muß zu
nächſt dieſer, wenn nicht das franzöſiſche Volk die baldige Rück-
zahlung ſeiner bisherigen Staatswerte allen ſonſtigen Vorteilen
vorzieht, durch eine rieſenhafte Hergabe von Wertpapieren über-
zeichnet werden; denn es befinden ſich zur Zeit nicht weniger als
21,6 Milliarden an Schatz- und Schuldſcheinen im Umlauf. Dazu
kommt die 3vprozentige Rente und ferner alle die Zeichnungen
von 7500 Fr. nominal oder 5145,00 Fr. in bar. Alle dieſe Zeich-
nungen ſind nicht kürzer und müſſen ſtatt der beſcheidenen in Aus
ſicht genommenen 8 Milliarden ein Vielfaches ergeben. ſonſt wäre
in der franzöſiſchen Finanzmaſchine ein ganz erheblicher Teil
offenbar nicht in Ordnung.

Nun zum zweiten, anſcheinend ſo ſtiefmütterlich behandelten
Teil der Anleihe mit ſeinem in Ausſicht
liarden-Ertrag. Die in ihn fließenden Zeichnungen müſſen
nominal 7500 oder efſektiv 5145,00 Fr. überſteigen und unter
liegen, falls die 2 Millb'arden erreicht ſind, der Kürzung. Die Re
gierung hatte ſo wenig Vertrauen in den Erfolg dieſer Art Zeich-
nungen, daß ſie ſie ſogar nur auf 1 Milliarde begrenzen wollte.
Ofſenbar ſagte ſie ſich, daß im 8-Milliarden-Teile, den ſie auf

Auch die Beſitzer
der 3prozentigen Rente, die deswegen in ſtändigem, Rückgang be

der neuen deutſchen Anleihe mit

genommenen 2-Mil-

o Miſliarden angeſetzt hatte, die Ausſichten doch noch einigermaßen
ginſtig ſind. Denn in ihm werden in der Hauptſache nur alte
Staatspapiere im Unttauſch gegen ſehr viel günſtigere neue ein
geforvert und, was die kleinen Spargelder anlangt, ſo bietet
der Unrlauf der Banknoten von 22 Milliarden und der Beſtand
der fanzoſiſchen Opar?aſſen mit über 5 Milliarden eine
Gewahr fur ihr Vorhandenſein. Aber trotzdem muß das Miß-
trauen bei der Regrerunz recht ſtark ſein; ſie muß, um zu der
engen Begrengung dieſes Anleiheteiles zu ſchreiten, vollkommen
überzeugt ſein, duß man ihr nicht mehr geben will.

mit begrengt ſie alſo die Möglichkeit eines tatſächlicher
Erfolges dieſes Triles der Anleihe auf ein ſehr beſcheidenes
Maß. Aber zur Befriedigung der Eitelbeit dürfte doch rErfreuliche 4 gerade durch dieſe Vegrenzung ergeben.
naue es wird man erſt angeben können, wenn die Art der Ver-
kurzung der Ernzahhungeon durch die angekündigte Verordnung
behanat ſein ward.

Gleichzeitig und auf dieſes merkwürdige Zuſammen
treffen machte ein Abgeordnerer aufme kſam mit der Bewilli-
gung der Anleihe durch die Kammer erhielt die Bank von Frank
reich von der Regierung die Verlärgerung ih es Banfprivilegs.
Auch bei Hochtreiben der Anleihezeichnungen wird man ihrer
Mitwirkung nicht entbehren können. Und ihre Geneigtheit zurfreundlichen Unterſtützung wird ſich um ſo mehr eewoiſe wenn

die Verlängerung des Privilegs zum Geſetz geworden Nach
dieſer Geneigtheit dü fte ſich vielleicht der Jnhalt der zukünftigen
Verordnung richten. Viele Wege können zum Hochtreiben der
Zeichnungen führen. Daß die 2 Milliarden erreicht werden
dürften, zumal mit der Anleihe die K. eg innſteuer gezählt
werden darf, ſteht außer allem Zweifel. Es handelt ſich alſo nur
um die Frage: Wie viel mehr? Man kann nach Erreichen der
Grenzen den großen Banken ſagen laſſen, daß, was nun auch
komme, die Regie ung auf weitere Zahlungen verzichte. Man
kann auch in der Vrro dnung eine vorzugsweiſe Berückſichtigung

iſſer Zeichnungen feſtietzen, man kann ſchließlich auch die
eichnurgen in der zeitlichen Reihenfolge berückſichtgen. Dann

bedarf es nur einer vertraulichen Mitteilung an die Banken,
und der Milliardentanz der Zeichmungen, die nie ernſt gemeint
ſind, kann beginnen. Geſchieht dieſe neue Phantaſiezeichnungç
nur durch Erhöhung einer früheren, ſo brauchten nicht einmal die
5145,00 Fr., die ſonſt auf ſede gezahlt werden müſſen zezahl:
werden. s Verfahren koſtet den Mitwirkenden nichts als ihre
Un'erſchrift, aber die Anleihe wird auch in dieſem Teile auf
ungezählte Milliarden geſteiger! werden. Alſo Erfolg überall
im e ſten Teile der Anleihe, wie in dem zweiten, und Jubel wir
Frankreichs Fluren durchbraufen.

Wir müſſen uns ſchon damit tröſten, daß unſere Anleihen
ernſthafter behandelt wurdon. Was einkam, war Varcçeld; jeder
Zeichner bekam genau den gezeichneten Betrag, und überzeichner
ließen ſich die Anleihen ſchon gar nicht, da ſie keine Gren
e Das war die deutſche Ehrlichkeit, aber auch die deutſ
K.aft.

Es wäre kläglich, wenn Frankreich nicht ſeine neueſte An
leihe auf 40 Milliarden Fr. hinauffriſieren könnte jedenfalle
iſt alles auf eine derartige Ueberraſchung für die Welt angelegt.
Kommt aber ſo ein ähnliches S gebnis, dann ſoll man ſchleunigſt
nach dem wirklich eingegangenen Bargelde fragen. Es wird eine
große Menge fein, zunächſt die 2 Milliarden begrenzter Zeich-
wungen und dann ein Vielfaches davon aus den kleinen, nicht
verkürzbaren Zrichnungen, aber es wi d gegenüber der Milliar-
denmaſſe verſchwinden, die „im Vertrauen auf Frankreichs Reich-
tum“ (ſo ährlich wird es dann wohl latten) Frankreich vor
ſeinen getreuen Bü. gern angeboten wurde.

Jtalieniſcher Heeresbericht
vom 11. Dez. Längs der ganzen Front Artillerieunternehmumgen
mit heftigen Feuerkämpfen zwiſchen der Brenta und Piave und
bemerkenswerte Tätigkeit der feindlichen Batterien, die durch
unſer Feuer erwidert wurde. Jm Küſtengebiet wurde in denerſten Nachmittageſtunden in der Gegend von Capo Sile ein
ſtarker, durch Artillerie kräftig vorbereiteter Verſuch des Feindesdie Stellung von Agenzia Nulian wiederzunehmen, glatt und
blutig abgeſchlagen. Der Feind mußte ſich zurückziehen, wobei
er zahlreiche Tote auf dem Gelände und einige Dutzend Ge-
fangene in unſeren Händen ließ. Zwei feindliche Flugzeuge
wurden im Luftkampf abgeſchoſſen.

Franzöſiſcher Heeresbericht
vom 11. Dez. nachmittags: Patrouillemunternehmungen bei Ta
hure und nördlich Bezonvaux. Mäßige Artillerietätigkeit in
einigen Abſchnitten in Lothringen und im Ober-Elſaß. Sonſti
war die Nacht überall ruhig,

(Nachdruck verboten.)

Familie P. T. Behm
1o] Roman von Ottomar Enking.

„Jch will ihm ſchreiben“, entſchloß ſich der Alte.
das gefiel Anna nicht. „Ach, Vater, laß nur. Das braucht
icht ſo förmlich herzugehen. Jch ſprech' ihn ſchon.“
O nein, Kind,“ fiel die Mutter ein, „du darfſt jetzt keinen
en Augenblick gehen mit ihm. Das ſchickt ſich nicht.
ſt muß er hier geweſen ſein und um dich bitten. Vater

t es geſagt.“ Bernhard, der auch Angſt vor Vater
ehms Briefen hatte, wußte Rat: „Jch kann es ihm mal

n Stammtiſch ſagen. Auf die Neuigkeit wollen wir ge
rig einen ſchmettern.“ „Und wenn ihr heiratet, die
ollſachen könnt ihr einfach aus dem Laden nehmen“,
llug P. C. Behm vor. „Ach das iſt wohl nicht fein
enug, mein Papa“, ſagte die Mutter. „Nicht fein
iug? Jch hab' ſie dreißig Jahre getragen aus dem
den.
auch wohl tragen.“ Bernhard brachte das Geſpräch

ieder ins rechte Geleiſe: „Jhr haltet euch immer bei
ebenſachen auf, liebe Eltern. Die Hauptſache iſt, daß
r nun auch ſeine Alten und ſeine Schweſtern kennen
en. Jch denke, ich kann ja mal zu ihnen hinüber nach

jamburg reiſen, wie?“ „Das koſtet man ſo viel, mein
ernhard“, fürchtete die Mutter. „J wie ſo?“ meinte

munter. „Jch loſchiere natürlich bei Körtings. Selbſt
dend bin ich auch bei ihnen zu Tiſch.“

Anna ſchauderte es. Aber ſie blieb geduldig. Sie
Alles beſprachen ſie, ohne Anna zu

agen. Jeder hatte ſeine Jntereſſen bei dieſer Ver
bung. Vernhard war der Beſchützer: „Und wenn da irgend
d n Frechdachs was ſagt, Annſch, daß du mit Körting
eſen Streich gemacht haſt und nach Goldau geweſen
ſt Famos übrigens, ganz famos. Bloß allerdings,
s muß man ja zugeben, nicht ganz korrekt. Na. es kann
r ja ſchließlich weiter nicht in der Karriere ſchaden. Ja,

er da Bemerkungen drüber macht, dem forder' ich. Be
digungen meiner Schweſter kann ich mir unter keinen

Abſolut nicht.“ P. C. Behm

t gerade gut jetzt, wo ich ein bischen in die Oeffentlichkeit
te als Präſident der Koggenſtedlia, daß wir einen

e uns haben. Der kommt in viele Häuſer und
n zu zu beitragen, daderden. Es iſt a kain a en

uch haben“,ben wir ſchon um acht, wenn wir ihn zu Veſ

Bruder BVernhard und Mies.

ſchlug Frau Behm vor, „ſo hab' ich mehr Zeit, nicht?“
P. C. Behm nickte. „Jch werd' ihn fragen, was er zu
meinem Brief an den Kaiſer ſagt. Das heißt, zu dem An
fang, den ich hab'.“

Mies nieſte. Anna ſaß ſtumm, wie gelähmt. Jhre
Aufrequng von vorhin, als Mutter angefangen hatte: „Ja,
mein klein Papa, nu hat unſre Annſch ſich ja wohl ver-
lobt war abgeſunken. Sie hörte kanm mehr noch die
Reden, die da geführt wurden. Was ging ſie das alles an?
Nur die Fragen quälen ſie: wie wird er die Einladung
aufnehmen? Wie wird er es hier fſinden? Jch muß ihn
ſprechen, daß er nicht denkt, ich dränge ihn und ich
muß ihn daran erinnern, daß wir einfache Leute ſind

Schließlich waren ſich alle einig: nächſten Sonnabend,
Bismarckheringe, Zigarren zu ſechs Pfennig von der
kleinen eckigen Sorte, Salvatorbräu aus der Koggenſtedter
Aktienbrauerei und zu nachher Gelafinepudding mit ſüßem
Rahm oder mit Saft, das wußte Frau Behm noch nicht,
und Brief an den Kaiſer. Derartig fein hatte er es gewiß

Da kann mein Schwiegerſohn und meine Tochter noch keinen Abend gehabt.
Jn ruhigem Stolze gingen ſie zu Bett, Vater, Mutter,

Familie P. C. Behm fühlte
ſich verlobt. Nur Anna nicht ſo ganz.

m
M

„Ach, haben Sie vielleicht einen Momang Zeit, Dokter
fragte Vernhard am folgenden Nachmittag, nachdem er ins
Stammlokal getreten war und die Heriſen, die mit Körting da
ſaßen, mit der Verbeueung eines etwas rheumatiſchen General
leutnants z. D. begrüßt hatte. „VBitte ſehr, gern“, ſagte
Körting und ſprang höflich auf. Bernhard zog ihn geheim
vertraulich in eine Ecke und lud in ein: „Wollen Sie uns
nächſten Sonnabend die Ehre geben zum Tee zu kommen
Aber ſelbſtredend An'prüche dürſen Sie nigd t machen. Ganz
familiär.“ Auf das letzte Wort legte er ein beſonderes
Gewicht. Es klang vä erlich wohlwollend. Körting machte ein
erſtauntes Geſicht, als wolle er ſagen: „Wie komm' ich denn
dazu? Das mußte mit Anna zuſammenbängen. Ging vielleicht
ſoſar von ihr aus Folge mußte er al'o wohl leiſten. Sein
Erſtaunen war immerhin 'o ſtark, daß er nichts mehr als „Sehr
gütig“ herausbringen konnte. „Ja wiſſen Sie“, fuhr Bern-
hard fort, der ſich überlegen vorkam als Vertreter der Familie
P. C. Behm, „ein bißchen An ſchluß, nicht? Danach hoben
Sie ſich lange geſehnt, und ich meine, unſere Beziehungen

„Aber gewiß, gewiß“ ſtotterte Köorting. Be nhard drückte
ihm herzlich warm die Hand: „Denn ſo um acht herum, nicht
wahr Wird uns ſehr angenehm ſein.“

Beide begaben ſich an den Tiſch zurück. Aber Körking
hielt es nicht lange aus. Die Einladung hatte ihn betroffen

gemacht. Er ging und ſuchte die Anlagen vor der Stadt auf-
Was war das? Hatte Anna ihr Geheimnis vor der Familie
offenbart? Sie hatte doch ſelbſt ſolche Angſt davor gehabt,
daß die anderen etwas merkten. Aber ſie mußten jetzt Be
ſcheid wiſſen, ſonſt hätten ſie ihn nicht eingeladen. Und die
Einladung war ein deutlicher, im Grunde zu deutlicher Wink.
Noch dazu, wo ſie durch Bernhard kam. Das ſah Annas
feinem, zurückhaltendem Weſen gar nicht ähnlich. Steckte ſie
wirklich dahinter, dann hatte ſie ihm eine große Enttäuſchung
bereitet. Dann war ſie nicht die, für die er ſie hielt. Aber
er fonnte ſie der Riumpheit nicht für fähig halten. Er riß ſich
aus dem Grübeln los und ſagte: klar will ich ſehen. Am
ſelben Abend ſchrieb er zum erſtenmal an Anna und bat ſie
datz er ſie am gewohnten Platze treffen dürfe.

Anna kam verlegen. Die Begrüßung war ernſt. Ein
Schleier lag für ihn um Anna, etwas Fremdes. Aber er
wollte es ſchon abſtreifen. „Alſo Sonnabend ſoll ich zu euch
fommen“, fing er friſch an. „Ja“, ſagte Anna, und faſt
demütig fügte ſie hinzu: „Willſt du Bitte.“ Daß ſie ihn
fragte und bat in dieſem leiſen, beſcheidenen Ton, das machte
ihn unterwürfig. „Anna! Wie kannſt du, nur bitten! Du
weißt doch Aber wahr mußte es zwWi'chen ihnen ſein.
Deshalb zwang er ſich zur Härte: „Ueberraſcht hat mich die
Einladung, aufrichtig geſta den. „Sie haben alles erfahren.
Daß wir in Go dau geweſen ſind.“ „Von dir „Oh!“

Sie errötete. Sie ſollte das preisgegeben haben Er
fühte den Vorwurf in ihrem Ausruf und entſchuldigte ſich
„Jch meine natürlich, wir ſind verklaſcht, nicht wahr Und
dann mußteſt du's eingeſtehen.“ „Ja. Vorlügen kann ich
meinen Eltern nichts. Warum auch? „Nein.“ Und lang-
ſam ſetzte er hinzu: Das kannſt du wohl nicht.“ Er ſah
da wieder einen Zuſammenhang zwiſchen Anna und ihrer
Familie, den er eigentlich nicht beariff. Er hätte ſich bei ſeiner
Eltern unbedenklich mit irgend etwas herausgeredet. „Dazrv
iſt es wohl zu ernſt“, meinte Anna noch.

Das Wort brachte ihn zum Grübeln. Ernſt. Bis heute
hatte er ſich von der anmutigen Liebe tragen laſſen ohne über
die Zukunft groß nachzudenken. Jetzt ſah er auf einmal die
Pflicht vor ſich ſtehen. Die blickte ihn durch eine ſtrenge Brille
an und ſragte: Nun? Was wird nun?

Sie ſaßen auf einer Bank, ein wenig auseinander. Anna
ließ die Spitze ihres Schirmes auf ihrem Schuh ſpielen. Er
ſchaute vornübergebeugt zu Boden. Anna wortete auf etwas
Das wußte er und er durfte ſie nicht lange warten laſſen auſ
das, worauf ſie ein Recht beſaß Ein Recht.

Bortſetung folgt.
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militärdienſt und Beſoldungsdienſtalter
der Kommunalbeamten
Von W. Wallbaum, M. d. A.

Der Bund Deutſcher Miltäranwärter ſtrebt ſeit vielen Jahren
nach Verbeſſerung der Verſorgung der aus dem Militäranwärter
ſtande hervorgegangenen Beamten bei den Kommunalbehörden,
Verſiche nſtalten oder ſolchen Jnſtituten, die gang oder zum
Teil aus Mitteln des Reiches, des Staates oder der Gemeinden
unterhalten werden. Insbeſondere bittet der Bund Deutſcher
Militäranwärer ſeit etwa acht Jahren in Petitionen an das
der Abgeordneten, daß ein Teil der Miliärdienſtzeit auf das Be
ſoldungsdienſtalter bei den Kommunen uſw. ebenſo angerechnet
werden ſoll, wie im Reichs und a omecgen Die diesbezüg
lichen Petitionen ſind wiederholt der Königlichen Staatsregierung

ur Berückſichtigung überwieſen worden, ohne daß bisher dieſen
eſchlüſſen entſprochen wurde. Die Königliche Staatsregierung

hat gegen die teilweiſe Anrechnung der Militärdienſtzeit einige
Bedenken. Sie iſt der Auffaſſung, daß, wenn von Aufſichtswegen
auf die Anrechnung der Militärdienſtzeit hingewirkt werde, die
Gefähr beſtände, daß die Kommunen, welche zum Vorteil ihrer
Beamten Beſoldungsordnungen nach dem Syſtem der Dienſt
alterszulagen eingeführt haben, wieder zu dem Shſtem der
Einzelgehälter zurückb hrien, womit alle Beamte, auch die aus
dem Militäranwärterſtande hervorgegangenen, benachteiligt wür
den. Ferner glaubt die Königl'che Staatsregierung, daß eine
in dem gewünſchten Sinne vorgenommene Aenderung des Kom
munalbeamtengeſetzes ein ſchwere Bedenken erregender Eingriff
in die Selbſtverwaltung der Kommunen bedeuten würde.

Das erſte Bedenken mag ja vielleicht nicht ganz unberechtigt
ſein, beſonders nicht, wenn die Königliche Staatsvegierung die
Kommunen aufmerk'am macht, ſich dieſes Mittels zu bedienen.
Das zweite Bedenken, betr. Eingriff in die kommunale Selbſt
verwaltung kann für die ablehnende Haltung der Höniglichen
Staatsregierung kaum maßg bend ſein. Die Königliche Staats
regierung iſt berechtigt, die Kommunen uſw. zur der
Anrechnungsvorſchriften, ſei es durch eine Aenderung des Kom
munalbeamtengeſetzes oder auf andere Weiſe zu verpflichten.
Der Staat bietet den Kapitulanten als Anreiz zum Weiterdienen
gewiſſe Gegenleiſtungen. Da er ſie aber allen Kapitulanten
gegenüber richt ſelbſt erfüllen kann, ſo hat er hierzu dritte, in
dieſem Falle die Kommunen, mit herangezogen. Den Kommunal-
verwaltungen iſt die Pflicht auferlegt. Militäranwärter anzu
ſtellen. Die früheren konſervativen Abgeordneten Major Stroſſer
und von Ditfurth haben im Abgeordnetenhauſe dieſen Wunſch der
Militäranwärter energiſch vertreten und die Begründung haupt-
ſächlich damit gegeben, daß die Militäranwärter
den in den gleichen Stellungen befindlichen Zivilanwärtern
gegenüber inſofern im Nachteil ſind, als ſie in verhältnismäßig
fpäterem Dienſtalter als dieſe die höheren Gehaltsſtufen er
eichen.

Aber im den verfloſſenen vier Jahren haben bisher nur
102 Kommunen uſw. die Anrechnung freiwillig eingeführt. Jn
den letzten Jahren iſt die Frage nur wenig gefördert worden.
Außer den Provinzial- und Kreiskommunalverwaltungen, Ver-
ficherungsanſtalten und anderen Jnſtituten ſind nach dem Volks
zählungsergebniſſe von 1910 in Preußen 2202 Ortſchaften mit
über 2000 Einwohnern und in den übrigen Bundesſtagten 920
Ortſchaften mit über 3000 Einwohnern, zuſammen 3122 Ort-
ſchaften vorhanden, die nach den Anſtellungsarundſätzen zur Ein
ſtellung von Militäranwärtern verpflichtet ſind. Nach dem Zeit-
maß, in dem die Anrechnung bisher von einigen Kommunal-
verwaltungen freiwillig eingeführt wurde, iſt zu ſchl'ießen, daß
die Anvechnung erſt in etwa 80 Jahren durchgeführt ſein wird.
Zu einer allgemeinen Anreckmung wird es daher überhanpt nicht
ommen, wenn nicht eine geſetzliche Vorſchrift erlaſſen wird.

Provinz Sachſen und Umoebung
e. Bernburg, 12. Dezember. (Der Gemeinderak)

hielt geſtern Abend eine Sitzung ab, in der zunächſt die Geneh
migung zur Abänderung der Stiftungsurkunde des Geheimen
Kommiſſionsrats Koch erteilt wurde. Dann genehmigte das
Kollegium nach den Vorſchlägen der Finanzkommiſſion die Vor-
lage über die Erhöhung der ſtädtiſchen Ergänzungsſätze zur
Unterſtützung der Angehörigen der Kriegs
teilnehmer. Dieſe Sätze find jeweilig dem Fortſchreiten der
Teuerung angepaßt worden und nun beim Eintritt des Winters
wieder erhöht worden. Bei dieſer Gelegenheit wurde auch über
den Plan geſprochen, den Kriegerwitwen die Unter-
ſtützungsſätze der Kriegerfrauen zu bewilligen. Der Magiſtrat
hat in dieſer Sache bereits Verhandlungen mit dem Lieferungs-
verband eingeleitet, um deſſen Bereitwilligkeit zur Leiſtung eines
Zuſchuſſes hierzu zu erzielen. Sobald dieſe V. rhandlungen ab
geſchloſſen ſind, wird ſich der Gemeinderat mit der Frage definitiv
zu beſchäftigen haben. Schließlich ſtimmte der Gemeinderat einer
Magiftratsvorlage wegen Gewährung einer Kriegsteue-
rungszulage an bedürftige penſionierte ſtädtiſche

Beamte, Bedienſtete und Arbeiter, ſowie an
Wikwen ſolcher Perſonen zu. Perſonen mit einer Penſion
von mehr als 8500 Mk. erhalten 20 Proz., mit weniger als
3500 Mk. 30 Proz. dieſer Bezüge pro Jahr und für die Dauer
des Krieges als Teuerungszulage, und zwar mit rückwirkender
Kraft vom 1. Oktober 1917.

GroßSalzeElmen, 12. Dez. (Falſche Weichen
ſtellung.) Der hier fahrplanmäßig um 5.12 Uhr nachmittags
eintreffende Perſonerzug von Magdeburg fuhr geſtern infolge
falſcher Weichenſtellung der Station Schönebeck, ſtatt nach hier
nach Gnadau. Der Lofkomotivführer bemerkte den Jrrtum
erſt, als er die Gnadauer Station paſſierte. Der Zug gelangte
mit 1zſtündiger Verſpätung hier an.

Naumburg, 12. Dez. (Stadtſparkaſſe.) Jm No-
vember wurden rund 693 000 M. Spareinlagen in 2285 Poſten
vereinnahmt, und 569 000 M. in 1858 Poſten zurückgezahlt (ein
ſchließlich 176 000 M. für einen Teil der Kriegsanleihe-Zeich-
nungen der Sparer), ſo daß ein SpareinlagenUeberſchuß von
124 000 M. erzielt worden iſt.

Calbe, 12. ez. (Seltenes Jagdalücch hatte vor
einigen Tagen Herr H. Voigt in Eickendorfer Feldflur. Er er
legte einen etwa 28pfündiſoeer Trappenhahn.

Nordhauſen, 12. Dez. (Sanitätsrat Dr. Auguſt
W 72 pf) wurde der Charakter als Geheimer Sanitätsrat ver

Aus Halle und Umgebung
Halle 13 Dezember.

Sparzwang und Bevölkerungsfrage
Jn der Zeitſchrift für Kommunalwirtſchaft und Kom

munalpolitik beſchäftigt ſich der Eiſenacher Oberbürger-
meiſter Schmieder. mit dem von einigen Generalkom
mandos eingeführten Sparzwang für Minderjährige. So
ſehr dieſer milftäriſch oktrovierte Svorzwang zur Aeuße-
rung von Bedenken nach den verſchiedenſten Richtungen
herausfordert, verkennt der Verfaſſer doch ſeine entſchieden
gute und lobenswerte Abſicht nicht; nur verlangt er Ver-
allgemeinerung des Sparzwanges und Verbindung des-
ſelben mit der Löſung der Bevölkerungsfrage. Er ſagt

a.J m läßt man den Sparzwang mit Der Grofz
aufhören Eollte mar ſich nicht vor alle die Frage
wogzu, zu welche ecke ſoll tlich geſpart werdene m ged m für gewiſſe

Pin h r et m Bei gerri des Sparzwanges hat man keinerlei Sicherheit
das G.ld im Falle des Bedarfs noch da ſein wird. Und wenn
man erſt einmal den rer als dauernde Einrichtung in
a mner Form eingeführt haben wird, wenn alſo die De-
chränkung auf die Kriegsdauer fortfällt, dann kommen ſelbſt

für die wirtſchaftlich Schwächſten Beträge zuſammen, mit denen
e t Not beſeitigen, viel Gutes für den Sparer

ffen ließe.
Es iſt auch ſchlechterdings nicht einzuſehen, weshalb der

junge Kaufmann oder Lehrer oder Beamte oder Offizier oder
Rentner in dieſem Punkte ſo grundſätzlich anders als der Arbeiter behandelt werden ſoll. da doh der Grund des Sparzwangs,
die geringere Widerſtandsfähigkeit und Charakterfe gen des
jugendlichen Alters, nicht Eigentümlichkeit eingelner Stände
oder Berufes iſt, ja die Notlagen des Lebens oft genug um ſo
bitterer wad drückender empfunden werden, je höher der Betrof
fene ſozial ſteht. Gewiſſe Notlagen, oder allgemeiner: Gew' ſe
Fälle ungewöhnlich hohen Geldbedarfs aber treten auch an jeden
heran, vor allem und hier komme ich auf das Bevölkerungs
problem bei der Begründung der Familie und der Geburt
und Erziehung der Kinder. Das ſind Momente, die auch dem
Wohlſituierten Sorge
zur Eheſcheu beiträgt. Das vornehmſte Sparziel möge daher die
Eheſchli. ßung ſein, bis zu der mindeſtens wie bei einer
Altersrente zwangsweiſe ge'part werden muß? Es würde ober
zu beſtimmen ſein, daß nur ein Teil der geſparten Beträge nach

r Eheſchließung ausgezahlt wird; der Reſt müßte allmählich,
und zwar je nach der Geburt eines Kindes, ausgezahlt werden.
Man würde auf dieſe Art, da der unverheiratet Bleibende die
geſparten Beiträge nicht oder doch entweder nur zu einem Teil
oder wenigſtens unter Verluſt vieljähriger Zinſen zurückerhält,
mit dem Sparzwang eine verhältnismäßig wenig drückende
Junggeſellenſteuer und eine ſehr wirkſame Kinderprämie ver
binden derart, daß jeder eingelne im Volk, der mehr einnimmt,
als zu ſeiner angemeſſenen Lebenshaltung erforderlich iſt, genau
einer r wirtſchaftlichen und geſellſchaftlichen Lage ent
prechend zu dieſer Kinderprämie beiträgt, und daß dieſe wieder
ſo erheblich wäre, daß ſie wohl einen Anreiz für ſtärkeren Nach
wichs bilden könnte. Dabei müßten natürlich auch in anderen
Fälben dringenden Bedarfs (unverſchuldete Arbeitsloſigkeit, langeKrankheit und dergl.) teilweiſe Rückzahlungen zuläſſig ſein,

ebenſo wie die auf die Sparbeiträge entfallenden Staats und
Gemeindeſteuern von den Erſparniſſen gezahlt werden müßten.

Nun könnte dem ganzen Grundgedanken meiner Ausfüh-
rungen in der Hauptſache wohl dreierlei entgegengehalten
werd n. Erſtens, er führe uns unmittelbar in den „Zukunfis-
ſtgat“ hinein; zweitens, er bedeute eine Vermögenskonfiskation;
drittens, er ſei undurchführbar. Was den erſten Einwand anbe
trifft, ſo haben wir uns gerade jetzt im Kriege daran gewöhnt,
ihn nicht gar ſo tragiſch zu nehmen. Auch dem ſozial Rückſtän-
digſten iſt wohl jetzt klar geworden, daß die großen Jntereſſen
der Allgemeinheit den Einzelinter ſſen unbedingt voranzuſtellen
ſind, was eine gewiſſe Sozialiſierung unſerer Wirtſchaft mit
Notwendigkeit nach ſich zieht Von einer Vermögenskon
fiskat'on aber darf man überhaupt nicht ſprechen. Denn nicht
das Vermöoen wird in Anſpruch genommen, ſond.rn das Ein
kommen, wie das ſchon bei jeder Einkommenſteuer geſchieht.
Und wenn die Jnanſpruchnahme des Einzelnen hier erheblich
weiter geht, ſo wird auch dem Einzelnen dafür erheblich mehr
geleiſtet, ja, in den bei w. item meiſten Fällen erhält der Einzelne
alle ſeine Erſparniſſe bar zurück, und nur dem, der viel ent
behren kann, wird zunächſt viel genommen, um es im allgemeinen
Intereſſe (Bevölkerungsproblem) demjenigen zuführen zu
können, der wenig ſparen konnte. Die Undurchführbarkeit endlich
ung Einwand, den jede newe, großzügige Jdee erfahren
muß

Das Eiſerne Kreuz
Der Gefreite Julius Schmidt, Sohn des Gaſthausbeſitzers

Paul Schmidt, Deſſauer Straße 12, hat im Weſten das Eiſerne
Kreuz weiter Klaſſe erhalten.

Landwirtſchaftliches
Eine Verſammlung der Leiter der Kartoffelverſuchsſtellen,
die am 28. November unter Vorſitz des Geheimen Oekonomierats
Saeuberlich- Gröbzig in Berlin ſtattfand, beſchloß nach
einem Referat des Leiters der Kartoffelverſuchsſtelle Pommern
Dr. Störmer- Stettin die Einleitung mehrerer Ver'uche,
wie z. B. über die Wirkung von Kunſtdüngergaben in bäuer-
lichen Wirtſchaften, ferner ein s Verſuches, bei dem die beſten
Anbaumethoden für die Kartoffeln in Vergleich geſtellt werden
ſollen mit den ortsüblichen Anbaumethoden, und Erprobung eines
neuen Kartoffelkonſervierungsverfahrens mit Verwendung von
Leuchtgas bzw. deſſen Beſtandteilen. An den Bericht des Geh.
Reg.-Rats Dr. Appel-Berlin-Dahlem über die Anerkennungs-
reiſen der von der Deutſchen Landwirtſchaftsgeſell'chaft zur
Turchprüfung der im Vorjahre aufgeßellten Richtl'inien für das
Kartoffelanerkennungsverfahren gwählten Kommiſſion ſchloß ſich
eine rege Ausſprache an. Eine Verbreitung des Anerkennungs-
verfahrens auf einer verbeſſerten Grundlage wurde als allgemein
notwendig erkannt und eine weitere Prüfung des vorgeſchlagenen
Verfahrens erbeten. Auf Grund der Mitteilungen des Landes-
Oekonomie-Kollegiums, daß die Ständige Tarifkommiſſion der
Deutſchen Eiſenbahnverwaltungen die Aufhebung der nach S 45 ff.
der Allgemeinen Tarifvorſchriften gültigen Frachtermäßi-
aungen für Saatgut und Stückgutſendungen von
Pflanzkartoffeln empfohlen hätte, beſchloß die Verſamm-
lung, durch die B. V. K. den Eiſenbahnminiſter unter Ueber
weiſung des Beſchluſſes des Kriegsausſchuſſes der Landwirtſchuft
zu bitten, dieſem Antrage die Zuſtimmung zu verſagen,
Begründet wird die Forderung wie folgr:

„Die Erhöhung der Kartoffelernte ſt zurzeit die zwingendſte
Notwendigkeit zur Beſeitigung der Ernährungsſchwierigkeiten
Deutſchlands. Das wichtigſte Mittel zur Erreicharng dieſes Zieles
beſteht in der Verbreitung anerkannten Saatgutes, welches ganz
beſonders beim Kleinorundbeſitz noch nicht die nötige Verbreitung
gefunden hat. Die Bohinderung der Verbreitung guter Pflanz-
kartoffeln heim Kleingrundbeſitz durch den außerordentlich hohen
Preis, welcher nach den Angaben der Generaldirektion der König-
lich Württembergiſchen Staatseiſenbahnen eine Erhöhung um
60 Prozent erfährt gegenüber einer Verteuerung des Saat-
getreides von 30 bis 48 Prozent, würde durch eine Erhöhung
der Frachten noch erheblich verſtärkt werden. Gegenüber den
bewilligten Ausnahmetarifen für Kartoffeln in Wagenladungen
würde die Erhöhung des Stückauttarifes daher eine einſeitige Be-
laſtung des Kleingrundbeſitzes bedeuten, welcher nicht nur der
Förderung am meiſten bedarf, ſondern mit einem Anfeil von
60 Prozent der Geſomtanbaufläche auch der weſentlichſte Er
zeuger der deutſchen Kartoffelernte iſt.“

Schuhe für die Landwirfſſchaft
Zu den GErſchwerungen, von denen Landwirtſchaft und JFn

duſtrie in letzter Zeit beſonders empfindlich getroffen wurden,
geſellt ſich neuerdings ein in hobem Grade b denklicher Mangel
an greignetem Schuhwerk Es gehört nicht zu den Seltenheiten,
daß für Arbriterſtiefel 90 Mark und erheblich mebr gefordert
werden. Landwirtſachftl'iche Arbeiter ſind ſelbſtverſtändlich nicht
in der Lage derartige Preiſe für Schuhwaren zu bezahlen.
Andrrer'eits iſt es unerläßlich, daß ſi- mit qutem. derbem Schuh
werk ver eben ſind. Der landwirtſchaftſike Arbeiter muß den
größten Teil ſeiner Arbeit bei jedem Wetter im Freien ver
richten. ſt er nicht im Beſitz von wenigſtens einem Vagar l der
ner Arbeitsſtifel, ſo wird ſeine Arbeitsleiſtung weſentlich hergb-
geſetzt. Die bisher zur Befriedigung der allerdringendften Be

bereiten können, eine Sorge, die ſoviel Dr. Axt
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Perſonalnachrichten
BDerliehen wurde dem Medizinalrat Dr. phil 9 Jin Magdeburg der Charakter als Geheimer Medignaſe ma
Kreisarzt Dr. Söhle in Mühlhauſen i. Th. der Cha kat;
Medizinalrat; den Sanitätsräten Dr. Boeckman rakter
hauſen i. Th. Dr. Freygang in Hettſtedt, Dr gi Nö
mann in Magdeburg, Dr. Kropf in Nordhauſen Dr
in Erfurt der Charakter als Geheimer Sanitätsrat. den Voig

in Mühlhauſen i. Th. Dr. Fichtner a Je
mansfeld. Dr. Lange, Direktor der Provingialne Kloſte
Pflegeanſtalt in Jerichow. Dr. Lang Heinrich Heil. 1
leben, Dr. Müller in Schleuſingen, Dr Sprun 3 S

Dr. U z r eine ſ. Weideberarzt an der Provinzial Heil- und Pflegeanſtalder Charakter als Sanitätsrat verliehen. ken

Börſen und Handelsteif
Deviſenkurſe

Berlin, 12. Dezbr. Die telegraphiſchen Auszahlungen en.
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Börſenſtimmungsbild
Berlin, 12. Dezember. Gegenüber der geſtrigen matt

Haltung ließ die Börſe heute in ihrer Geſamtheit mit allein
Ausnahme von Rüſtungswerten ein e S An
ſehen erkennen, wozu eines Teils die beſſere Haltung Wien
andern Teils die hoffnungsvollen Berichte über den ng
ruſſiſchen Verhandlungen beigetragen haben mögen. De 6
ſchäft hielt ſich aber noch immer in en Grenzen, und di
Zurückhaltung blieb anfangs vorherrſchend. Demzufolge u
die Kursgeſtaltung bei Beginn uneinheitlich. Rüſtungswert
unter Führung von Rheinmetall und Daimler ſetzten ihre ſha
rückläufige Kursbewegung fort. Als ſich aber im Verlaufe ein
beſſere Stimmung für Petroleum und Schiffahrtswerte zu er
bennen gab, befeſtigte ſich die Grundſtimmung auf der gaue
Linie und auch die anfangs ſtärker rückgängigen Werte det
mochten leichte Erho n zu erzielen. Heimiſche Anleihen
waren unverändert, ruſſiſche Anleihen und Prioritäten
Schwankungen etwas erholt.

Produktenbericht.
Berlin, 12. Dezember. Die Schneefälle der letzten Tag

haben auf dem Lande manche Störung verurſacht, was beſonder
bei der Ablieferung von Getreide zu bemerken iſt. Auferden
erſchwert die b. reits erwähnte Einſtellung des Umrangierg
auf den Berliner Bahnhöfen das Geſchäft. Von Saat
getreide bleiben Saatgerſte und Saathafer geſucht. Für le
teren wurde vom Kriegsernährungsamt abgeſe den Preis
erhöhen, während für Futterhafer b kanntlich Zuſchläge ſeh
geſetzt wurden. Jm übrigen iſt nichts beſonderes zu erwähre

Cetzte Telegramme
Beſſerung im Befinden des Grafen Czernin

Wien, 12. Dez. Da ſich der Geſundheitszuſtand de
Miniſters des Aeußern Grafen Czernin gebeſſert hat
iſt die nächſte Sitzung des Ausſchuſſes der öſterreichiſche
Delegation für auswärtige Angelegenheiten für der
19. Dezember in Ausſicht genommen.

Neue engliſche Kreditvorlage
Lyndon, 12. Dez. Jm Unterhauſe erklärte Bonar Lan

bei d eſprechung einer Kreditvorlage von 550 Millionen
Rfund Sterling, daß man bei der Einbringung des letzten Kre
dits in Höhe von 400 Millionen am 31. Oktober angenommen

m

hatte, dieſe Summe würde die Ausgaben bis zur 1. Januarwohht
decken. Die Annahme habe ſich bewahrheitet. Der neue Kredi
erhöhe die Summe, die für das Finanzjahr bewilligt wurde, auf
2450 Millionen. Die durchſchnittliche täg liche Ausgabe be
trage ür die 63 Tage vor dem 1. Dezember 6 794 000 Pfunt
Ster
Pfund Sterling täglich.

Bekanntmachung
Ein Maſchinenſchaden in unſerem ſtromliefernde

Elektrizitätswerk in Gröbers zwingt zu einer vorübet
gehenden Einſchränkung in der Elektrizitätsabnahme.

Wir erſuchen alle Kraftſtromabnehmer deshalb, jede
Einſchaltung und den Betrieb von Elektromotoren in den
Lichtverbrauchsſtunden von 6——8 Uhr vormittags und von
145——8 Uhr nachmittags unbedingt zu unterlaſſen. G
hängt von der Einſicht der Stromabnehmer und der Ein
haltung dieſer Beſtimmung ab, daß das ſtromliefernd
Werk nicht unerwartet und unvorbereitet die Stromzufuh
zur Zeit des Hauptlichtbetriebes ſperrt und dadurch di
Lichtverſorgung aller Einwohner unſeres Stromabgabe
Gebietes geſtört wird.

Halle a. d. S., den 12. Dezember 1917.
Elektriſche Ueberlandzentrale SaalkreisVitterfeid

e. G. m. b. H.
Der Direktor: gez. Herber.
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Verantwortlich:
für den politiſchen Teil: Dr. Hans Simon; für Oertliches, Land
wirtſchaftliches, Gerichtsſaal und Sport: Heinrich Mieſchner; ſo
Provinz, Börſen- und Handelsteil: Georg Fernandes: für der
übrigen Teil: Dr. Hans Simon; für den Anzeigenteil: Otf
Kreihbohm, fämtlich in Halle

Alle Zuſchriften in Bezugs- und Anzeigenangelegenhelte
ſind wür an die „Geſchäftsſtelle der Haleſchen Zeitung
richten, dagegen die Schriftleitung betreffende Zuſchriften u
an die „Schriftleitung der Hälleſchen Zeitung. u

Vei unverlangten Einſendungen übernimmt die Schriftleitun
keinerlei Gewähr für Aufbewahrung oder Rückfendung

das überſchreite die Schätzung im Budget um 138300
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